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Durchbruch beim Impfen oder  weitere Rechtsbeugung?
Einladung zum Strafverfahren
am Amtsgericht Stuttgart am 16. Oktober 2003

(kk) Am 16.10.2003 findet um 11.00 Uhr am Amtsgericht Stuttgart, Haufstr.
5, Saal 104 das Strafverfahren gegen mich (Karl Krafeld) wegen Beleidi-
gung des Staatsanwaltes (StA) Dr. Freudling, Staatsanwaltschaft Traunstein/
Rosenheim statt.
In einem Flugblatt des Vereins „Wissenschaft, Medizin und Menschenrechte
e.V.“, Stuttgart, hatte ich das öffentliche Verhalten des Richters und des
StAs, in dem gegen mich gerichteten Strafverfahren vor dem Amtsgericht
Rosenheim am 9.12.02, in dem mir der StA vorwarf keine Reue zu zeigen
und ich zu 140 Tagessätzen wegen Beleidigung des Rosenheimer Arztes
Dr. Klecker (exemplarisch für alle Rosenheimer Ärzte) verurteilt wurde,
kommentiert.
Zuerst hatte das Amtsgericht Traunstein die Anklage angenommen. Als
der Richter merkte, dass ihm die Sache zu heiß wurde, hat er gesucht, zu
welchem Gericht er das Verfahren denn wohl abschieben könnte und schob
die Sache zum Amtsgericht Stuttgart, dem Sitz des Vereins ab.
Das gegen mich gerichtete Verhalten des Richters und des Staatsanwal-
tes am 9.12.02 am Amtsgericht Rosenheim empfanden die Zuhörer nicht
nur als öffentlichen Beleidigung meiner Person. Es war eine schwere Be-
leidigung meiner Person, mit der Richter und StA absichtlich meinem ver-
dienten Achtungsanspruch zuwider handelten. Beispielsweise wurde mir
keine Gelegenheit gegeben, in der Verhandlung auch nur ein Wort zum
Inhalt der mir als Beleidigung zur Last gelegten Aussagen zu tätigen. Es
war ein Gerichtsverfahren „vollkommen unabhängig vom Gesetze und nur
den Weisungen der Ärzteschaft u.a. unterworfen“. (siehe abo 4, S. 10ff) In
dem maßgeblichen Strafrechtskommentar von Tröndle/Fischer wird zu §
193 StGB unter RdNr. 20 klar benannt, dass es zulässig, weil im berechtig-
ten Interesse liegend ist, auf öffentliche Beleidigungen scharf und dras-
tisch zu reagieren.

Der Dienstvorgesetzte
des StAs Dr. Freudling, der Leitende Oberstaatsanwalt (LOStA) Michalke,
StA Traunstein, hatte gegen mich einen Strafantrag nach § 194, Abs. 1 u. 3
StGB gestellt. Wissentlich wahrheitswidrig behauptet die Anklage-
schrift der StA Stuttgart, dieser Strafantrag sei formgerecht gestellt
worden.
Der Strafrechtskommentar von Tröndle/Fischer nennt zu § 77 StGB unter
RdNr. 27 die an einen solchen Antrag gestellte Formalanforderung der
ausreichenden Bezeichnung des gesamten historischen Geschehnis.
Ein LOStA kennt diese Formanforderungen gleichermaßen, wie alle StAs
und Richter sie kennen.
Hätte der LOStA den Formanforderungen genügt und das „gesamte histo-
rische Geschehnis ausreichend bezeichnet“, hätte er sich nicht nur lächer-
lich gemacht, sondern sich selbst als Straftäter bewiesen.
Der LOStA verschweigt, dass mir mit der Anklage durch StA Dr. Freudling,
als Beleidigung eine Erwiderung auf eine öffentliche, am 29.9.01 im Ober-
bayerischen Volksblatt (OVB, Rosenheim), gegen uns gerichtete verloge-
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Im Fall Herzog geht’s voran!
Öffentliche Veranstaltung

hierzu am 4.10.2003!

Und die Medien berichten:
„Impfen ist ein Verbrechen“

Weitere Veranstaltung hierzu am
6.10.2003.

(sl) Die Demonstrationen mit dem
Kinder-Sarg und der Impfspritze
darin, am 16.-18.9.2003 zusam-
men mit der Familie Herzog, wa-
ren bisher ein voller Erfolg. In der
Deggendorfer-Zeitung vom 17.9.
und im Bayerwald-Bote vom
18.9.2003 wurde nun über alles
berichtet: Dass eine kriminelle Jus-
tiz, wider besseren Wissens den
Vater der verstorbenen Laura 8
Monate in verschärfter U-Haft hielt,
um ja nicht den gegebenen Zu-
sammenhang zwischen Impfen
und dem plötzlichen Kindstod zu
thematisieren. (siehe Abo-4). Und
vor allem nicht, dass alles darauf
hindeutet, auch mein persönliches
(weiter auf Seite 6)
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ne Beleidigung vorgeworfen wurde.
Der LOStA und der StA Dr.
Freudling wissen, dass auf öffentli-
che Beleidigungen „scharf und
drastisch“ erwidert werden darf.“
Dr. Weber, Vorsitzender des Ärztli-
chen Kreisverbandes Rosenheim,
verbreitete am 29.9.01 über uns im
OVB: Ferner habe sich der Ärzt-
liche Kreisverband Rosenheim
mit der Satzung des Vereins Wis-
senschaft, Medizin und Men-
schenrechte befasst und festge-
stellt, dass einige Passagen ver-
mutlich sogar eine Verunglimp-
fung der staatlichen Organe dar-
stellen.

Auch bei breitest zulässiger Inter-
pretation lässt keine Passage in
unserer Satzung eine solche Ver-
mutung zu. Die Passage Das Ge-
schäftsjahr ist das Kalenderjahr
lässt eine solche Vermutung nicht
zu.
Erkennbar ist es eine in Belei-
digungsabsicht getätigte, unver-
schämt dreiste Lüge der Ärzte-
schaft, ihr habe unsere Satzung
vorgelegen.
Wegen dieser Beleidigung hatte ich
Strafantrag gegen Dr. Weber we-
gen Übler Nachrede nach § 186
StGB gestellt. Nach Maßgabe des
§ 186 StGB obliegt Dr. Weber hier
die Beweispflicht, dass ihm unsere
Satzung vorgelegen hat und Pas-
sagen enthält, die bei breitest zu-
lässiger Interpretation eine solche
Vermutung begründen können. Al-
len StAs, auch dem LOStA war klar,
dass der verlogene Dr. Weber (für
eine verlogene Ärzteschaft han-
delnd) hierzu nicht in der Lage sein
konnte.
Die Staatsanwaltschaft Traunstein
strafvereitelte diese, dem histori-
schem Geschehnis zugrunde-
liegende Beleidigung durch die
Ärzteschaft, mit der unverschämt
dreisten, staatsanwaltschaftlichen
Lüge: Diese Aussage über unsere
Satzung sei im berechtigten Inter-
esse der Ärzteschaft erfolgt, da die
Aussage über die Satzung am Kern
der Sache des Impfen orientiert ge-

blieben war.
Zum zugrundeliegenden, auslö-
senden historischen Gescheh-
nis, der durch die Rosenheimer
Ärzteschaft am 29.9.01 im OVB
gegen uns öffentlich vollzoge-
nen Beleidigung, verschweigt
der LOStA in seinem Strafantrag,
dass er persönlich im Rahmen
einer durch mich eingelegten
Dienstaufsichtsbeschwerde, die-
se unverschämt dreiste staats-
anwaltschaftliche Lüge, die Be-
leidigung der Ärzteschaft über
unsere Satzung wäre am Kern
der Sache des Impfen orientiert
geblieben, mit Datum vom
31.5.2002, unter Bezugnahme auf
die Generalstaatsanwaltschaft
München - die diese staats-
anwaltschaftliche Verlogenheit
ebenfalls zum Schutze der Ärzte-
schaft, gefestigt hatte - sicherte.
Mit Datum vom 13.1.03 sicherte der
Bayerische Staatsminister für Jus-
tiz, Dr. Manfred Weiß, mittels per-
sönlicher Unterschrift gegenüber
dem Bayerischen Landtag, im Rah-
men eines durch mich eingeleiteten
Petitionsverfahrens nach GG 17,
diese unverschämt dreiste
staatsanwaltschaftliche Verlogen-
heit zum Schutze der Rosenheimer
Ärzteschaft: Die Äußerung über
unsere Satzung wäre am Kern der
Sache des Impfen orientiert geblie-
ben und deshalb im berechtigen
Interesse der Ärzte erfolgt und
durch uns hinzunehmen.

Der bayerische Justizminister
persönlich wollte verhindern,
dass Dr. Weber und damit die
Rosenheimer Ärzte, sich selbst
öffentlich als verlogen und  be-
leidigend beweisen müssen. Ein
Justizminister weiß genau was er
tut. Würde anderes über den Minis-
ter behauptet, wäre das eine Belei-
digung des Ministers.

Im Strafantrag
verschweigt der LOStA
den Zweck dieser zugrunde-
liegenden, mittels dreister
staatsanwaltschaftlicher Verlogen-

Editor:
Die klein-klein-aktion

(sl) Nomen est Omen. Es gibt
Menschen die machen nichts und
es gibt Menschen die machen
was, für die Zukunft, für das Le-
ben. In kleinen Schritten aber mit
großer Selbstverständlichkeit und
Perspektive: Ein Leben in Harmo-
nie, in dem die Menschen sich
den Luxus der Lüge nicht mehr
leisten. Der andere Ausdruck
dafür ist Rechtsstaatlichkeit. Aus
der Geschichte gewachsen, doch
leider vergessen, verdrängt von
Menschen, die nicht merken, dass
sie nicht mehr Bürger, sondern
Wähler sind.

Die klein-klein-aktion setzt hier
wieder Akzente. Mit Berichten
über den IST-Zustand, der Ge-
schichte und der Notwendigkeit
des Tuns. Lassen Sie sich anre-
gen und nicht nur aufregen, über
den IST-Zustand. Und lassen Sie
sich ja nicht einlullen, von denen
die da sagen, dass man doch
nichts tun kann. Diese haben sich,
ihre Kinder und die Zukunft auf-
gegeben und benützen als Ent-
schuldigung Verschwörungs-
theorien über Unsichtbare, die
ALLES kontrollieren. Schlimmer
sind dann nur noch jene, die be-
haupten, dass man auf unsere
Staats-Diener, sprich die Beam-
ten, erst zugehen darf, wenn das
Problem (hier das Impfen) schon
aus den Köpfen der Menschen
verschwunden sei. Faschistoide,
u.a. aus Scientology und der
Moon-Sekte, die eine weltweite
Diktatur der Erleuchteten anstre-
ben und die sich überall in enga-
gierte Kreise versuchen einzu-
schleichen, lassen grüßen! Mehr
dazu auch in dieser Ausgabe.

Es gibt nichts Gutes,
ausser man tut es.

Erich Kästner



3

heit gesicherten Lüge der Ärzte-
schaft vom 29.9.01 im OVB, die
unsere Erwiderungshandlungen
begründet, die als Straftat der Be-
leidigung durch StA Dr. Freudling
am 9.12.02 in der Anklageerhebung
mir zur Last gelegt wurden.
In dem OVB Artikel empören sich
die Rosenheimer Ärzte öffentlich
darüber, dass Patienten vor der Ein-
willigung zu Impfungen von ihren
Ärzten Aufklärung verlangen. Der
LOStA sowie der sich beleidigt be-
hauptende StA Dr. Freudling und
alle Staatsanwälte wissen, dass es
sich bei einer Impfung infolge aus-
drücklicher Aufklärungsver-
weigerung durch den Arzt, immer
um die Straftat der Körperverlet-
zung handelt. Der LOStA wusste,
dass Zweck der Beleidigung durch
die Ärzte war, die Sicherung der
Absicht von massenhaften Körper-
verletzungen durch die
Rosenheimer Ärzte. Diesen zu-
grundeliegenden historischen
Zusammenhang verschweigt der
LOStA in seinem Strafantrag.
In dem OVB-Artikel teilen die
Rosenheimer Ärzte ihr Wissen mit,
dass die in dem Vortrag von Krafeld/
Lanka am 20.9.01 in Rosenheim,
über den der OVB zum Missfallen
der Ärzte am 25.9.01 sachlich be-
richtete, vorgebrachten Argumente
medizinwissenschaftlich nicht aner-
kannt sind. In dem Vortag hatten wir,
die sich aus dem Infektionsschutz-
gesetz (IfSG) ergebene, an die
Gabe von Impfstoffen gestellten
Rechtsfertigungsvoraussetzungen
des viralen Erregernachweises und
des bakteriellen Verursachungs-
nachweises (IfSG § 2 Nr.1, 3 u. 9)
aufgezeigt und dargelegt, dass
damals ein Jahr lang erfolglos bei
der Ärzteschaft und den Gesund-
heitsbehörden nach diesen, vom
Gesetze (IfSG) zwingend abver-
langten Tatsachenbeweisen ge-
sucht worden war.
Die Rosenheimer Ärzteschaft er-
klärt am 29.9.01 öffentlich im
OVB ihre Kenntnis, dass die vom
Infektionsschutzgesetz (IfSG)
verbindlich abverlangten

Rechtfertigungsgrundlagen für
die Gabe von Impfstoffen durch
die Ärzteschaft und die Medizin-
wissenschaft nicht anerkannt
sind. Die Ärzte erklärten öffent-
lich ihre Absicht, die Rechts-
verbindlichkeit des ab dem 1.1.01
rechtsverbindlichen IfSG nicht
anerkennen zu wollen.
Da die Ärzteschaft in diesem Ar-
tikel ihre Absicht zum Ausdruck
bringt, trotz dieses Wissens wei-
ter zu Impfen, erbringt die Ärzte-
schaft hier den Beweis der Ab-
sicht zur massenhaften, strafba-
ren Körperverletzung, mittels
durch das IfSG nicht gerechtfer-
tigter Gabe von Impfstoffen, bei
deren Kenntnisnahme das Ge-
setz die Staatsanwaltschaft zum
Tätigwerden gegen die Ärzte-
schaft verpflichtet.

Mit seinem gegen
mich gerichteten Strafantrag
beweist LOStA Michalke gleich-
zeitig seine Absicht zur pflicht-
widrigen Unterlassung des Tätig-
werdens, nach nachweisbarer
Kenntnisnahme der eindeutigen
Beweise der Absichtserklärung
zur strafbaren Körperverletzung
durch die Rosenheimer Ärzte,
mittels der Absichtserklärung am
29.1.01 im OVB zur Durchfüh-
rung der nicht gerechtfertigter
Gabe, von mit dem Impf-
schadensrisiko verbundener
Impfstoffe.

Das alles war sowohl dem am
9.12.02 Anklage erhebenden StA
Dr. Freudling als auch dem gegen
mich strafantragstellenden LOStA
Michalke ganz genau bekannt. Sie
wissen genau was sie tun. Sie
handeln absichtlich.

Auf die gegen uns gerichtete öffent-
liche Beleidigung der Rosenheimer
Ärzte, die zu dem Zwecke erfolgte,
die Durchführung nicht gerechtfer-
tigter (Aufklärungsverweigerung,
nicht Anerkennung der vom IfSG
abverlangten Rechtfertigungs-
grundlagen),  mit dem Impf-

schadensrisiko verbundener Imp-
fungen, also Straftaten, durchzufüh-
ren, reagierten wir berechtigt und
zulässig zweifach:
Für den 21.11.01 hatten wir in
Rosenheim eine öffentliche Veran-
staltung geplant, auf der wir die
durch die Rosenheimer Ärzte ge-
schaffene Beweislage, sowie die im
zurückliegenden Jahr allgemein
geschaffene Beweislage des Wis-
sens der Ärzteschaft und der Ge-
sundheitsbehörden über den Man-
gel der vom IfSG an Impfungen
abverlangten Rechtfertigungs-
grundlagen darstellen wollten (und
auch taten).
Mit Datum vom 23.10.01
wurden ca. 60 Rosenheimer Ärzte
angeschrieben, mit dem Ziel der
Klärung, ob Dr. Weber diese Lüge
zum Zwecke der Beleidigung als
„Dr. Weber“ oder im Namen und
Auftrage aller Rosenheimer Ärzte
tätigte. Dieses Anschreiben umfass-
te ca. 20 Seiten, und enthielt u.a.
den vorformulierten Strafantrag ge-
gen Dr. Weber, eine vorformulierte
Zivilklage gegen Dr. Weber, die Auf-
forderung an Dr. Weber zur öffent-
lichen Entschuldigung und die maß-
geblichen Artikel im OVB. Aufgrund
der aktuellen Anthraxanschläge und
der hierauf hin, insbesondere bei
den Mitarbeiterinnen in den Post-
stellen um sich greifenden Angst,
wurde die Frage nach der wissen-
schaftlichen Rechtfertigung dieser
Angst, in der Zielsetzung des Inter-
nationalen Terrorismus thematisiert.
Es wurde sich gegen ein leichtferti-
ges Handeln im Umgang mit den
Herausforderungen gewandt, die
sich nach dem 11.9.01, jetzt kon-
kret anhand der sog. Anthraxan-
schläge stellten. Kein Rosenheim-
er Arzt distanzierte sich von dieser
Lüge über unsere Satzung zum
Zwecke der Beleidigung, die durch
Dr. Weber am 29.9.01 im Auftrage
aller Rosenheimer Ärzte erfolgt
war!

Zwei Aussagen in diesem Blatt
warf mir StA Dr. Freudling am
9.12.02 vor dem Amtsgericht
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 Richter der „Strafantrag“ des Dr.
Klecker vorgelesen. Er war nach
dem Muster gestellt: „Frau SPD-
Bundestagsabgeordnete Angelika
Graf und Dr. Weber, Vorsitzender
des Ärztlichen Kreisverbandes
Rosenheim haben mir gesagt ich
soll Ihnen sagen, Sie sollen dem
Krafeld etwas anhängen und wenn
dazu ein Antrag erforderlich ist, stel-
le ich ihn hiermit.“
Erkennbar mangelte es diesem
„Antrag“ im Ansatz an der  Erfüllung
des Formanspruches der ausrei-
chenden Bezeichnung des gesam-
ten historischen Geschehnis.

Wissentlich und absichtlich er-
hob StA Dr. Freudling am 9.12.02
erfolgreich Anklage gegen mich,
in Zusammenwirkung mit dem
Richter, aufgrund eines „Strafan-
trages“, dem es im Ansatz an der
Erfüllung der Formansprüche
mangelte. Wahrheitswidrig war
im zugrundeliegenden Strafbe-
fehl und bei der Anklageer-
hebung am 9.12.02 durch StA Dr.
Freudling behauptet worden, der
Antrag sei formgerecht gestellt
worden.

StA Dr. Freudling warf mir zwei Aus-
sagen aus dem Blatt vom 23.10.01,
das dem Anschreiben an die ca. 60
Ärzte beilag, als Beleidigung, als
Missachtung des tatsächlich ver-
dienten Achtungsanspruches von
Personen (Rosenheimer Ärzte nach
dem OVB-Artikel vom 29.9.01),vor.

In der ersten als Beleidigung zur
Last gelegten Aussage ist weder
eine Person, noch eine Personen-
gruppe genannt. Auch lässt sich aus
dem Kontext hier kein Bezug zu ei-
ner Person oder Personengruppe
herstellen, deren verdienten
Achtungsanspruch ich durch diese
Aussage zuwider gehandelt haben
könnte. Gründend im Interesse, die
sich nach dem 11.9.01 und der her-
nach durch die sog. Anthraxan-
schläge verbreiteten Angst ergebe-
nen Herausforderungen sehr ernst
zu nehmen, hatte ich die Folgen

leichtfertiger Behauptungen, leicht-
fertigen Handelns klar benannt,
ohne über eine Person oder
Personengruppe zu behaupten
(auch nicht über Dr. Klecker oder
die Rosenheimer Ärzte) sie würden
leichtfertig handeln. StA Dr.
Freudling wusste nicht nur, dass
eine solche Aussage unmöglich
strafrechtlich als Beleidigung
gewertet werden kann. Als Ver-
treter der Bayerischen Staatsre-
gierung stritt er hier vor Öffent-
lichkeit auch die Berechtigung
des Interesses ab, nicht leichtfer-
tig, mit den sich nach dem
11.9.01 ergebenden Herausforde-
rungen umzugehen, sondern die-
se Herausforderungen sehr ernst
zu nehmen, da offensichtlich die
Bayerische Staatsregierung, ver-
treten durch StA Dr. Freudling,
verlangt und praktiziert, leichtfer-
tig mit den sich durch und nach
dem 11.9.01 sich ergebenen Her-
ausforderungen durch den inter-
nationalen Terrorismus umzuge-
hen!

In der zweiten als Straftat der Be-
leidigung zur Last gelegten Aussa-
ge hatte ich in dem Blatt vom
23.10.01 an die ca.60 Ärzte auf
unsere, für den 21.11.01 geplanten
Veranstaltung (Erwiderung auf die
öffentliche Beleidigung durch die
Ärzte) zusammenfassend hinge-
wiesen. Ich hatte zusammenge-
fasst, welche Beweislage sich aus
den öffentlichen Aussagen des Dr.
Weber am 29.9.01 im OVB ergibt.
Ich hatte die durch die Inhaltsstoffe
von Impfstoffen, insbesondere den
Ärzten bekannte (und allgemein
verschwiegene), mögliche Wirkun-
gen dieser Stoffe auf die Nerven
und damit auf die geistige Leis-
tungsfähigkeit genannt, dieses
vielleicht, als Erwiderung auf die
öffentliche Beleidigung durch die
Ärzte, zulässig „scharf und dras-
tisch“. Auch hier wusste Dr.
Freudling, insbesondere
aufgrund seiner Kenntnis des
OVB-Artikels vom 29.9.01 mit
den Aussagen und der gegen

Rosenheim erfolgreich (Richter
Polzer spielte voll mit), als Straf-
tat der Beleidigung des
Rosenheimer Arztes Dr. Klecker
vor.

Vorausgegangen war ein absurdes
Strafermittlungsverfahren gegen
mich. Zuerst wurde mir die Straftat
der Nötigung vorgeworfen. Offen-
sichtlich, weil ich Dr. Weber aufge-
fordert habe, zur Vermeidung ge-
gen ihn gerichteter rechtlicher
Schritte, sich öffentlich zu entschul-
digen und dieses ca. 60
Rosenheimer Ärzten mitgeteilt hat-
te. Nachdem ich die StA darüber
aufklärte, welche Anforderungen an
die Straftatbestandserfüllung der
Nötigung gestellt sind, ließ die StA
den absurden Straftatvorwurf der
Nötigung fallen und warf mir jetzt
Verleumdung/Beleidigung des Dr.
Weber vor. Nachdem ich die StA
darauf hingewiesen hatte, dass Dr.
Weber den Strafantrag 3 Wochen
zu spät gestellt hatte, wurde der
Straftatvorwurf bezogen auf Dr.
Weber fallen gelassen. 14 Tage vor
Strafantragstellung durch Dr. We-
ber wurde ich allerdings schon zur
Vernehmung wegen dieses Straftat-
vorwurfes durch die Dortmunder
Polizei geladen, was auf eine Hell-
sichtigkeit der Traunsteiner StA,
unter Leitung von LOStA Michalke,
hinweist.
Mit Datum vom 3.5.2002 wurde ein
Strafbefehl gegen mich erlassen.
Hier war plötzlich Dr. Klecker als
Strafantragsteller aufgetaucht, der
angeblich fristgerecht am 11.1.02
einen Strafantrag gegen mich ge-
stellt hat, der in der Akte mit der
Blatt-Nr. 46 versehen war, was
mehr als unwahrscheinlich ist und
mehr als nur den Verdacht der
Rückdatierung unter Mitwirkung der
StA begründet. Vor Erlass des Straf-
befehles wurde mir keine Gelegen-
heit gegeben, zu diesem Straftat-
vorwurf des Dr. Klecker Stellung zu
nehmen.

Auf mein Betreiben hin wurde in der
Verhandlung am 9.12.02 durch den
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uns gerichteten Beleidigung
durch Dr. Weber, dass ich mit die-
ser Aussage nicht dem tatsäch-
lich „verdienten Achtungs-
anspruch“ der Rosenheimer Ärz-
te zuwider gehandelt hatte, die-
se Aussage über den Inhalt un-
serer Veranstaltung am 21.11.01,
nicht als Straftat der Beleidigung
gewertet werden konnte. Am
21.11.01 legten wir auf der Veran-
staltung vor Öffentlichkeit die Be-
weise vor. Der „antragstellende“
(tatsächlich anhand des Antrages
erkennbar von der MdB und Dr.
Weber, nachdem mir über Dr. We-
ber nichts mehr anzuhängen war,
nur vorgeschobene) Dr. Klecker,
der sich zuvor über seinen Anwalt,
aufgrund meines Schreiben vom
23.10.01, gemeinsam mit 8 ande-
ren Ärzten mit Datum vom 20.11.01
ausdrücklich mit den Handlungen
des Dr. Weber solidarisiert hatte,
sich ausdrücklich mit der verloge-
nen Beleidigung und der Absichts-
erklärung zur Durchführung der
nicht gerechtfertigten Gabe von
Impfstoffen solidarisiert hatte, nahm
als Zuhörer an dieser Veranstaltung
teil und machte auf dieser Veran-
staltung auch keine vom IfSG ab-
verlangten Tatsachenbeweise zu-
gänglich, sondern erzählte statt
dessen absurde, unbewiesene
Schauergeschichten, zum Zwecke
der Erschleichung der Einwilligung
zu Impfungen.
Dieses zugrundeliegende und aus-
lösende, gesamte historische Ge-
schehnis ist dem antragstellenden
LOStA sowie dem StA Dr. Freudling
bekannt. Absichtlich verschweigt
der LOStA das in seinem (nicht
formgerechten) Strafantrag.

Absichtlich verschweigt der
LOStA Michalke in seinem Straf-
antrag das zugrundeliegende
historische Geschehnis, dass ich
in dem zur Last gelegten Flug-
blatt eine Aussage tätigte, über
einen Staatsanwalt, der nach-
weislich absichtlich zu dem Zwe-
cke der Sicherung umfangrei-
cher schwerer Straftaten der Kör-

perverletzung (nicht gerechtfer-
tigte Impfungen), an der Ärzte
absichtlich beteiligt sind, erkenn-
bar im Auftrage Dritter, auch im
wirtschaftlichen Interesse Dritter,
erfolgreich eine absurde, mich
beleidigende Anklage gegen
mich am 9.12.02 erhoben hat, auf
die ich zulässig „scharf und
drastisch“ in einem Flugblatt re-
agierte.

Nachdem am 9.12.02 in diesem
mehr als absurden, gegen mich ge-
richteten Strafverfahren, unabhän-
gig vom Gesetze und nur dem Auf-
trage der Ärzteschaft unterworfen,
mir keinerlei Gelegenheit gegeben
worden war, zu den gegen mich
erhobenen Vorwürfen sachlich Stel-
lung zu nehmen, tat ich dieses auch
nicht in meinem Abschlussplädoyer,
sondern zitierte ausschließlich, in-
dem ich aus Goethe „Faust I“ vor-
las:

„Hier war die Arznei,
die Patienten starben,
Und niemand fragte:

wer genas?
So haben wir

mit höllischen Latwergen
in diesen Tälern,
diesen Bergen,
weit schlimmer

als die Pest getobt.
Ich habe selbst das Gift
an Tausende gegeben,

sie welkten hin,
ich muß erleben,

daß man
die frechen Mörder lobt.“

(Latwerg = Quecksilbermedikament
auf Sirupbasis)
Vor Gericht wies ich darauf hin,
dass nicht ich, sondern Goethe die
Ärzte als freche Mörder, die man
lobt benannt hat und ich bei den
mir zur Last gelegten Aussagen
sprachlich weit hinter Goethe zu-
rück geblieben bin, mich nicht so
hart und drastisch ausgedrückt
habe, wie Goethe es tat. Ich stellte
die kühne Behauptung auf, dass
Goethe Bestandteil der deut-

schen Kultur, der deutschen
Sprachkultur ist, die einen
Orientierungsrahmen bildet,
auch in Bayern.
An mein Abschlussplädoyer vom
9.12.02 knüpfte ich mit der mir als
Beleidigung zur Last gelegten Äu-
ßerung in dem Flugblatt an und for-
mulierte die hohe heutige Aktuali-
tät Goethes nachweisend:
200 Jahre hat Goethe erfolglos
vor solchen Unmenschen die
sich dem Satan verschrieben
haben, wie der Richter und der
StA sich erweisen, gewarnt.
Sprachlich bedeutet dem Satan
verschrieben, der Verwirrung
verfallen. Satan, Diabolo,
Babylon usw. stehen sprachlich
kulturgeschichtl ich gleicher-
maßen für Verwirrung.

In der, der Anklage
am 16.10.03 vor dem Amtsgericht
Stuttgart zugrundeliegender Ankla-
geschrift, behauptet die Staatsan-
waltschaft Stuttgart: Die Ermittlun-
gen sind abgeschlossen.
Vom staatsanwaltschaftlichen Ab-
schluss der Ermittlungen werde ich
am 16.10.03 ausgehen müssen. Ich
werde davon ausgehen müssen,
dass auch die StA Stuttgart meine
Verurteilung anstrebt, absichtlich zu
dem Zweck, die ungehinderte
Durchführung nicht gerechtfertigter
Impfungen zu sichern; die ungehin-
derte Durchführung umfangreicher
Straftaten gegen das Leben zu si-
chern.

Am 16.10.03 wird dieses Verhalten
der Staatsanwaltschaft Baden-
Württemberg auf Weisung der
Bayerischen Staatsanwaltschaft,
vor Öffentlichkeit transparent ge-
macht werden und die Absichts-
handlung durch die Staatsanwalt-
schaft selbst öffentlich bewiesen
werden.
Zufolge Tröndle/Fischer zu § 77
RdNr. 77 obliegt es dem Gericht,
unabhängig vom Antragsinhalt ei-
genständig das gesamte historische
Geschehnis zu ermitteln. Die dies-
bezüglichen Dokumente liegen



6

zichtbaren Rechtfertigungs-
grundlagen mangelt: Einwilli-
gung auf der Grundlage einer
sachlichen Aufklärung der Ärzte
über die Risiken der Impfung;
Erfüllung der vom Infektions-
schutzgesetz § 2 Nr. 1,3 u. 9 zwin-
gend abverlangten Recht-
fertigungsgrundlagen: Viraler
Erregernachweis, bakterieller
Ve r u r s a c h u n g s n a c h w e i s ,
Schutz- bzw. Nutzennachweis.

Allen am 16.10.03 Beteiligten im
Vordergrund und Hintergrund ist
bekannt, dass diese vom Gesetz
und Recht an eine Schutzimp-
fung abverlangten Recht-
fertigungsgrundlagen nicht er-

mittlerweile dem Gericht per Ein-
schreiben mit Rückschein  vor. Un-
terlässt das Gericht hier absicht-
lich die Ermittlung würden die
Richter vor Öffentlichkeit ihre
Absichtshandlung des Verbre-
chen „Rechtsbeugung“ bewei-
sen. (Mindestens ein Jahr Haft für
den Beuger des Rechtes.)
Handelt das Gericht am 16.10.03
in Unterwerfung unter dem Ge-
setze, wird nicht nur mein Frei-
spruch die Folge sein.
Das wäre der durch die Justiz in
Baden-Württemberg eingeleitete
Anfang vom Ende der Gabe, von
mit dem Impfschadensrisiko ver-
bundenen Impfstoffen, denen es
an der Erfüllung der unver-

 (Fortsetzung von Seite 1, Erfolgsmeldungen)

Telefonat mit dem Kinderarzt, wel-
ches ich am 17.9. mit ihm führte,
mit jenem Kinderarzt, der Laura
bei der 6-fach-Impfung HEXAVAC
zwei Spritzen verabreichte, dass
Laura-Patricia Opfer eines heim-
lichen und damit besonders ver-
brecherischen Impfexperimentes
wurde.
Ganz klar wurde aber auch her-
ausgestellt, warum es zu einem
solchen Wildwuchs krimineller
Elemente auf allen Ebenen kom-
men konnte: Weil die Bürger,
seit Kohl und unter Schröder:
Wähler! sich alles gefallen las-
sen.

Die Familie der verstorbenen
Laura fühlt sich nun auch persön-
lich viel sicherer, da die Medien,
auch das lokale Donau-TV über
alles nun objektiv berichtete. Auch
über die Mordanschläge, u.a.
dass einer der Verfolger, der Frau
Herzog im Verkehr in lebens-
bedrohliche Situationen brachte,
im Deggendorfer Landgericht ver-
schwand; dass die Polizei sich
weigert ein Phantom-Foto anzu-
fertigen etc.pp. Von zwei
Männern, die uns am 17.9. in

Zwiesel beim Verteilen der Falt-
blätter auffallend provokativ be-
schatteten, haben wir schon er-
fahren, dass deren Kfz-Kennzei-
chen gefälscht war. Nicht alle Po-
lizisten in dieser Region sind kor-
rupt und bleiben nach Kenntnis-
nahme von Straftaten und Verbre-
chen untätig!

Renate Schmidt, nun Bundes-
ministerin für Familie und soziale
Sicherheit, hat in einem Gespräch
mit der Familie per Handschlag
versprochen, sich persönlich für
Recht und Gesetz einzusetzen,
was die Familie seit Monaten for-
dert.

Ebenso Umweltminister Trittin,
den ich auf einer Wahlkampf-
veranstaltung am 19.9. in
Bayreuth ansprach und ihm Abo-
4, Info-4, das Faltblatt und den
Zeitungsartikel aus dem Bayer-
wald Bote vom 18.9.2003 über-
reichte, mit der Aufforderung tä-
tig zu werden. Denn was nützt es,
wenn er uns vor Giften in der
Umwelt schützt aber kleine Kin-
der schon Nerven- und
Fortpflanzungsgifte gespritzt be-

kommen (Aluminium und Queck-
silber; siehe mein Gutachten
hierzu unter www.klein-klein-
aktion.de) und diese Verbrechen,
u.a. durch seine Ministerkollegin
Ulla Schmidt in der Öffentlichkeit
dann als medizinischer Segen
getarnt werden. Wie sagte schon
Goethe über Ärzte, die Quecksil-
ber verabreichen? „Ich muss er-
leben, dass man die FRECHEN
MÖRDER lobt“.

Besonders schockierend
und niederträchtig im Fall Herzog
war und ist das Verhalten der so-
genannten Impfkritiker. Sie be-
drängten und verängstigten die
Familie auf unbeschreibliche und
hinterhältigste Art und Weise und
taten alles Erdenkliche („Jenseits
des Denkbaren sind alle Schwei-
nereien möglich“), nur dass die
Familie ja nicht das Impfen in Zu-
sammenhang mit dem plötzlichen
Kindstod und den vergifteten und
zersetzten inneren Organen
bringt, die der Obduktionsbericht
festgehalten hat. Nicht einmal die
Mordversuche haben die Familie
so in Bedrängnis gebracht, wie die
Angstmacherei der Impfkritiker

füllt werden bzw. durch die
Medizinwissenschaft nicht erfüll-
bar sind. Es sich also bei der
Gabe von Impfstoffen durchgän-
gig nicht nur um die tatbestands-
mäßig vorliegende Körperverlet-
zung, sondern um straftat-
bestandsmäßig vorliegende Kör-
perverletzungen handelt.

Diesen Beweis des Wissens wird
die baden-württembergische Justiz-
behörde am 16.10.03, auf Drängen
der bayerischen Justizbehörden,
vor Öffentlichkeit erbringen müs-
sen. Die Verhandlung ist öffentlich.
Der Eintritt ist kostenfrei.
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